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Zur Frage der Ersatzpflicht des Schuldners einer 
Kaufpreisforderung für die vom Gläubiger auf Ver­
zugszinsen zu leistende Mehrwertsteuer.

BGH, Urt. v. 15. November 1978 - VIII ZR 242/77 - OLG Bamberg
LG Hof



BUNDESGERICHTSHOF

no

IM NAMEN DES VOLKES

Verkündet am
15. November 1978 
S c h e i b 1 , 
Justizamtsinspektor
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

VIII ZR 242/77 URTEIL

in dem Rechtsstreit

der Firma Carl W.
Straße p p  in 

Carl APHPIP, ebenda,
Textilwerk *Inhaber

Beklagten und Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Prof,

gegen

den Rechtsanwalt Hans K P H H H H H P  LJUHpstraße 
in m . als Verwalter im Konkurs über das Vermögen der 
Firma V • S H H B  & Co. KG. Wf

Straße A  in

Kläger und Revisionsbeklagten,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt
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Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 15. November 1978 durch 
die Richter Dr. Hiddemann, Wolf, Merz, Treier und 
Dr. Brunotte

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 5. Zi­
vilsenats des Oberlandesgerichts Bamberg 
vom 12. Juli 1977 wird auf Kosten der Be­
klagten zurückgewiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Der Kläger ist Verwalter des Vermögens der am 
24. Mai 1975 in Konkurs geratenen Firma W. & Co. KG.

Am 5. März 1975 hatte die Beklagte aufgrund 
einer schriftlichen Vereinbarung den gesamten Bestand 
der Gemeinschuldnerin an Waren einschließlich Polyver­
packung und Etiketten zum Preis von 310 000 DM zuzüglich 
11 % Mehrwertsteuer übernommen. Der Kaufpreis sollte in 
zwölf gleichen Monatsraten von 25 834 DM, fällig zum 
15ten eines jeden Monats, beglichen werden. Die Beklag­
te hat acht Raten bezahlt. Das ist teilweise 16 bis 
30 Tage nach Fälligkeit geschehen.
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Der Kläger hat die noch ausstehenden vier Kauf­
preisraten, insgesamt 114 702,96 DM, zuzüglich 8 % Zinsen 
seit Rechtshängigkeit eingeklagt, ferner 2 294,06 DM bis 
dahin aufgelaufener Zinsen, nämlich jeweils 8 % für die 
nicht rechtzeitig und überhaupt nicht gezahlten Raten bis 
15. Februar 1976.

Die Beklagte hat im Schriftsatz vom 25. Mai 1976 
die Anfechtung des Vertrages wegen Irrtums und arglisti­
ger Täuschung erklären lassen und behauptet, der Gesell­
schafter S H H |  der Gemeinschuldnerin habe wahrheitswidrig 
den Wert der übernommenen Ware mit 510 000 DM angegeben. 
Dabei habe er sich zur Bekräftigung der Richtigkeit seiner 
Angaben auf eine Inventurliste bezogen, welche die Gemein­
schuldnerin entsprechend einer ergänzenden mündlichen Ab­
sprache zu dem übereilt Tint er zeichneten Vertrag habe nach­
reichen sollen. Da die Gemeinschuldnerin dieser Pflicht 
nicht nachgekommen sei, habe sie, die Beklagte, den Waren­
bestand erfaßt und dabei festgestellt, daß er nur 
184 154,50 DM wert gewesen sei. Die Beklagte hat gemeint, 
die Zusicherung der Gemeinschuldnerin, der Lagerbestand 
entspreche wertmäßig dem Inhalt der Inventurliste, müsse 
als selbständiger Garantievertrag gewertet werden. Jeden­
falls könne sie Reduzierung des Kaufpreises aus dem Ge­
sichtspunkt der Mängelhaftung oder wegen Wegfalls der Ge­
schäftsgrundlage verlangen. Die hilfsweise erhobene Einre­
de des nicht erfüllten Vertrages hat die Beklagte damit 
begründet, daß die Gemeinschuldnerin die zugesagte Inven­
turliste nicht übergeben hat.
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Das Landgericht hat die Beklagte nach Beweis­
erhebung unter Abweisung der Klage im übrigen zur Zahlung 
von 114 702,96 DM zuzüglich 5 % Prozeßzinsen und weite­
rer 1 489,48 DM Verzugszinsen verurteilt.

Die Berufung der Beklagten ist im wesentlichen 
erfolglos geblieben; durch Korrektur eines Rechenfehlers 
ist die restliche Kaufpreisschuld um 8,88 DM auf 
114 694,08 DM gemindert worden.

Der Kläger hat im Wege der Anschlußberufung 
erreicht, daß die Beklagte auf die Zinsen 11 % Mehrwert­
steuer zu zahlen hat.

Mit der Revision, deren Zurückweisung der Klä­
ger beantragt, erstrebt die Beklagte die Abweisung der 
Klage, hilfsweise eine Verurteilung lediglich Zug um 
Zug gegen Herausgabe der Inventurliste.

Entscheidungsgründe

Die Revision ist imbegründet.

1. Unstreitig ist, daß die schriftliche Ver­
einbarung vom 5. März 1975 keine Verpflichtung der Ge­
meinschuldnerin enthält, der Beklagten eine Inventur­
liste auszuhändigen. Es begegnet auch keinen rechtlichen 
Bedenken, daß die Vorinstanz davon ausgegangen ist, die 
Vertragsurkunde habe die Vermutung der Vollständigkeit 
und Richtigkeit für sich. Der Einwand der Revision, der 
Text sei kurz und lasse zum Teil Angaben vermissen, die
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man bei einem Rechtsgeschäft über Werte von 310 000 DM 
habe erwarten dürfen, greift demgegenüber nicht durch.
Er beruht auf der unzutreffenden Annahme, daß Vertrags­
wert und Umfang der Vereinbarung in einem bestimmten 
Verhältnis zueinander stehen müßten. Die von den Ver­
tragschließenden getroffene Vereinbarung, ein Kaufver­
trag, enthält exakte Angaben über Leistung und Gegen­
leistung einschließlich ihrer Fälligkeit. Sie ist von 
Kaufleuten mit unmittelbarem Bezug auf ihren Gewerbe­
zweig aufgesetzt und unterschrieben worden. Die Sicher­
heit des rechtsgeschäftlichen Verkehrs, welcher die ge­
setzliche wie die gewillkürte Schriftform dienen, würde 
in Frage gestellt, wenn eine solche Vertragsurkunde 
nicht zunächst als vollständige und richtige Wiedergabe 
des Vereinbarten gelten könnte. Den berechtigten In­
teressen der Beklagten ist dadurch in ausreichendem 
Maße Rechnung getragen, daß sie Gelegenheit hatte dar­
zutun und zu beweisen, die Vertragschließenden seien 
- außerdem - mündlich übereingekommen, daß die Gemein­
schuldnerin ihr eine Inventurliste nachzureichen habe, 
die den Warenwert der übernommenen Bestände entsprechend 
dem Kaufpreis von 310 000 DM im einzelnen belege. Das 
hat die Vorinstanz ebenfalls beachtet.

2. Das Berufungsgericht ist aufgrund der im 
ersten Rechtszuge und der von ihm selbst durchgeführ­
ten Beweisaufnahme zu dem Ergebnis gelangt, die Beklag­
te habe eine derartige, den schriftlichen Vertrag er­
gänzende mündliche Absprache nicht bewiesen.

Dagegen wendet sich die Revision vergeblich.
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Das Berufungsgericht durfte an die Darle­
gungen und die Beweisführung der Beklagten strenge An­
forderungen stellen und insbesondere eine einleuchten­
de Erklärung dafür verlangen, weshalb eine von ihr, der 
Beklagten, schon damals für wichtig angesehene Ver­
pflichtung der Gemeinschuldnerin nicht in die vom Sohn 
ihres Inhabers entworfene Vertragsurkunde aufgenommen 
worden ist. Die Beklagte hat zwar behauptet, die Verein­
barung vom 5. März 1975 sei überstürzt und hastig abge­
schlossen worden. Diese Behauptung hat das Berufungsge­
richt indessen aufgrund der Aussagen der Zeugen S H I H B  
und A f l B H I  Jun. unter Berücksichtigung der im wesent­
lichen unstreitigen Vorgeschichte der Übernahme des Wa­
renlagers als widerlegt angesehen. Soweit die Vorinstanz 
ausgeführt hat, mit Hilfe der Angaben der Zeugen 
SiB und UflHBBhabe nicht bewiesen werden können, daß 
die Gemeinschuldnerin die in Rede stehende Verpflichtung 
zur Übergabe einer Inventurliste übernommen habe, weil 
die Zeugen an den Vertragsverhandlungen nicht beteiligt 
gewesen seien, ihr Wissen vielmehr auf Äußerungen der 
Zeugen SfllB und A f l H H B  beruhe, begegnet das ebenso­
wenig rechtlichen Bedenken wie der Umstand, daß sie den 
Bekundungen des Zeugen StflBHI wegen der im zweiten 
Rechtszuge zutage getretenen Widersprüchlichkeit keinen 
Glauben geschenkt hat. Im Rahmen tatrichterlichen Er­
messens hält sich schließlich auch die Wertung der Aus­
sagen der Zeugen SflHI und Jun., soweit sie
das Berufungsgericht Jeweils zu den Behauptungen der üb­
rigen Zeugen in Beziehung gesetzt hat. Die Revisionsan­
griffe der Beklagten laufen darauf hinaus, ihre eigene 
Würdigung der Beweisaufnahme an die Stelle derjenigen 
des Berufungsgerichts zu setzen.
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3. Die Auffassung des Berufungsgerichts, die 
Beklagte habe den Warenbestand der Gemeinschuldnerin 
Min Bausch und Bogen” gekauft, läßt einen Rechtsirrtum 
nicht erkennen. Nach dem festgestellten Geschehensab­
lauf liegt diese Beurteilung nahe. Das Risiko der Ange­
messenheit des einheitlich bestimmten Preises für den 
als Ganzes erworbenen Warenbestand hat die Beklagte da­
mit übernommen. Da es seiner Natur nach Bewertungsfeh­
ler einschließt, ist es der Beklagten verwehrt, sich 
wegen etwaiger Wertdifferenzen auf einen Irrtum gemäß 
§ 119 Abs. 2 BGB oder Wegfall der Geschäftsgrundlage zu 
berufen. Eine Zusicherung, das Warenlager habe den Wert 
von 310 000 DM, hat das Berufungsgericht, wie dargelegt, 
rechtsfehlerfrei als nicht nachgewiesen angesehen. Da­
mit ist einer Anfechtung des Kaufvertrages vom 
5. März 1975 wegen arglistiger Täuschung die Grundlage 
entzogen.

4. Die Beklagte schuldet danach den restli­
chen, vom Berufungsgericht auf 114 694,08 DM errechne- 
ten Kaufpreis, 5 % Zinsen hieraus seit Klageerhebung,
1 489,48 DM vor Klageerhebung aufgelaufener Verzugs­
zinsen sowie 11 % Mehrwertsteuer auf die Zinsbeträge.

Die von der Revision wegen der Zuerkennung 
von 11 % Mehrwertsteuer auf die Verzugszinsen erhobene 
allgemeine Sachrüge ist unbegründet.

a) Nach der Rechtsprechung des Bundesfinanz­
hofes sind Verzugszinsen, die für eine Kaufpreisforde- 
rung geschuldet werden, zum umsatzsteuerbaren Entgelt 
im Sinne des § 10 Abs. 1 Satz 2 UStG zu rechnen. Das
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ist mit der Erwägung begründet worden, der Begriff Ent­
gelt im Umsatzsteuerrecht sei vom Wesen der Umsatz­
steuer als einer auf dem Leistungsaustausch liegenden 
Verbrauchssteuer her zu bestimmen. Deshalb beschränke 
er sich nicht auf die bürgerlich-rechtlich bestimmte 
oder bestimmbare Gegenleistung für eine Leistung, wie 
etwa den Kaufpreis, sondern erstrecke sich auf alles, 
was der Leistungspflichtige tatsächlich aufwendet, um 
die Leistung zu erhalten. Dem reinen Kaufpreis müßten 
mithin auch sonstige Beträge zugerechnet werden, wenn 
sie in wirtschaftlichem Zusammenhang mit ihm stehen. Da­
zu gehörten Verzugszinsen, mögen sie bürgerlich-recht­
lich auch als eine Art Schadensersatzleistung gelten.
Die das Umsatzsteuerrecht beherrschende wirtschaftliche 
Betrachtungsweise diene gerade dazu, verschiedenartige 
Tatbestände ohne Rücksicht auf deren Rechtsgrund für 
die Umsatzsteuer als Einheit dann zu betrachten und zu 
behandeln, wenn sie wirtschaftlich zusammen gehörten 
(BFH Urteil vom 29. November 1955 - V 79/55 S = BStBl 
1956 Teil III, S. 53, 54, bestätigt im Urteil des BFH 
vom 16. Dezember 1971 - VR 2/69 = BStBl 1972 Teil II
S. 508, 509).

b) Der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofes 
folgend unterwerfen die Finanzverwaltungsbehörden Ver­
zugszinsen für Kauf preisforderungen grundsätzlich in 
voller Höhe der Umsatzsteuer (vgl. dazu Klöne in BB 
1970, 1160; Hense NJW 1974, 1492). Auch ohne daß er 
hierzu nähere Angaben gemacht hat, durfte das Berufungs­
gericht deshalb davon ausgehen, daß der Kläger als Kon­
kursverwalter auf die ihm zuerkannten Verzugszinsen 
11 % Mehrwertsteuer zu zahlen hat.
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c) Die Belastung mit der Mehrwertsteuer für 
vereinnahmte Verzugszinsen trifft den Gläubiger einer 
Kaufpreisschuld als Schaden, der durch den Schuldnerver­
zug adäquat kausal herbeigeführt wird. Daran kann mit 
Rücksicht auf die ständige Veranlagungspraxis der Finanz­
ämter kein Zweifel bestehen. Die Ersatzpflicht trifft 
den Schuldner gemäß §§ 249, 286 Abs. 1, 288 Abs. 2 BGB 
(vgl. dazu Landgericht Hamburg, Urteil vom 11. Januar 1971 
BB 1971, 148; OLG Hamm, Urteil vom 12. März 1974 = MDR 
1974, 667; OLG Celle, Urteil vom 20. Juni 1974 = MDR 1974, 
10l6M OLG Düsseldorf, Urteil vom 13. Dezember 1973 =
VersR 1974, 1075; Klöne BB 1970, 1160; Hense NJW 1974, 
1492; Mayer NJW 1974, 839; Schaumburg NJW 1974, 1734,
1736; Seitmann BB 1975, 648, 649; Giesberts UStR 1974,
37, 40; Plückebaum/Malitzky, UStG 10. Aufl., § 10 Rdn. 
100/1). § 288 Abs. 1 BGB enthält die gesetzliche Fiktion 
eines Mindestschadens, der jedenfalls durch Mehrwert­
steuerbelastung eine Erweiterung im Sinne des Abs. 2 er­
fahren kann.

Das Amtsgericht Simmern (Urteil vom 
13. Juni 1972 = NJW 1973, 104) und das Landgericht Köln 
(Urteil vom 8. Juli 1976 = VersR 1977, 288) haben sich 
gegen diese in Rechtsprechung und Literatur ganz über­
wiegende Ansicht gewandt. Das Amtsgericht Simmern hat 
ausgeführt, die Umsatzsteuer erwachse dem Gläubiger als 
Unternehmer. Dabei handele es sich nicht um einen Scha­
den. Diese willkürliche Einengung des Schadensbegriffs 
hält einer Nachprüfung nicht stand. Für die Ersatzpflicht 
des Schuldners kommt es allein darauf an, ob der Gläubi­
ger durch den Verzug einen wirtschaftlichen Nachteil er­
litten hat und dieser Nachteil nicht lediglich die Folge
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gänzlich ungewöhnlicher Umstände ist. Unerheblich ist 
insbesondere, ob der Nachteil aufgrund von Rechtsnormen 
oder aus tatsächlichen Gründen den Gläubiger trifft 
(vgl. Palandt/Heinrichs, BGB, 37. Aufl., § 288 Anm. 2; 
Mayer NJW 1974, 839; Giesberts UStR 1974, 37, 40;
Dhonau NJW 1973, 1284). - Auch die vom Landgericht Köln 
erhobenen Bedenken greifen nicht durch. Das Landgericht 
zieht nicht in Zweifel, daß der umsatzsteuerpflichtige 
Gläubiger Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) auf Verzugs­
zinsen zu zahlen hat. Damit ist entgegen seiner An­
sicht, sofern die zivilrechtlichen Voraussetzungen des 
Schuldnerverzugs erfüllt sind, bereits entschieden, daß 
der Schuldner den vom Finanzamt auf die Verzugszinsen 
erhobenen Mehrwertsteuerbetrag zu entrichten hat 
(§§ 249, 288 BGB).

Der vom Finanzamt dem Gläubiger belastete 
Mehrwertsteuerbetrag auf die Zinsen ist grundsätzlich 
der vom Schuldner zu ersetzende Schaden. Das Finanzamt 
berechnet den Mehrwertsteuerbetrag aber, daran kann im 
vorliegenden Falle kein Zweifel bestehen, auf die 
Zinsen für die Hauptforderung einschließlich Mehrwert­
steuer. Der Berechnung von Mayer (NJW 1974, 839) vermag 
sich der erkennende Senat nicht anzuschließen.
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5. Die Kosten des danach erfolglos gebliebe­
nen Rechtsmittels hat die Beklagte zu tragen, § 97 ZPO.

Dr. Hiddemann Wolf Merz
freier Dr. Brunotte
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